
URTEIL DES GERICHTSHOFES (ERSTE KAMMER) 
VOM 22. MÄRZ 1984 1 

3 M Deutschland GmbH 
gegen Oberfinanzdirektion Frankfurt/Main 

(Ersuchen um Vorabentscheidung, 
vorgelegt vom Bundesfinanzhof) 

„Zolltarifierung — schmutzfangende Vliesstoffe" 

Rechtssache 92/83 

Leitsätze 

Gemeinsamer Zolltarif— Tarifpositionen — Vliesstoffe und Waren daraus im Sinne der 
Tarifnwnmer 59.03 — Einzelfall 

Eine Ware, die ein Flächengebilde ist, 
das aus 0,9 mm starken Monofilen aus 
PVC besteht, die unmittelbar aus der 
Spinndüse schlingenförmig gelegt und 
auf thermischem Wege mit einer Disper­

sion miteinander verfestigt worden sind, 
gehört als Vliesstoff zur Tarifnummer 
59.03 des Gemeinsamen Zolltarifs, und 
zwar auch dann, wenn sie als Boden­
belag verwendet werden soll. 

In der Rechtssache 92/83 

betreffend ein dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vom Bun­
desfinanzhof in dem vor diesem anhängigen Rechtsstreit 

3M DEUTSCHLAND G M B H , Neuss, 

gegen 

OBERFINANZDIREKTION FRANKFURT/MAIN 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Tarif­
nummern 58.02 und 59.03 des Gemeinsamen Zolltarifs 

erläßt 

1 — Verfahrenssprache: Deutsch. 
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DER GERICHTSHOF (Erste Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten T. Koopmans, der Richter 
Mackenzie Stuart und G. Bosco, 

Generalanwalt: C. O. Lenz 
Kanzler: P. Heim 

folgendes 

URTEIL 

Tatbestand 

Der Vorlagebeschluß, der Verfahrens­
ablauf und die nach Artikel 20 des Pro­
tokolls über die Satzung des Gerichtsho­
fes der EWG eingereichten Erklärungen 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

I — Sachverhalt und Verfahren 

1. Die Klägerin des Ausgangsverfah­
rens, die Firma 3M Deutschland GmbH, 
beantragte am 10. März 1982 bei 
der Oberfinanzdirektion Frankfurt/Main 
eine verbindliche Zolltarifauskunft über 
eine als „Schmutzfangmatte" bezeich­
nete Ware. Das Erzeugnis stellte ein Flä­
chengebilde dar, bestehend aus 0,9 mm 
starken Monofilen aus PVC, die unmit­
telbar aus der Spinndüse schlingenförmig 
gelegt und auf thermischem Wege mit 
einer Dispersion miteinander verfestigt 
wurden (Vliesstoff). Die Ware soll in 
Breiten von 90 cm und 120 cm und in 
einer Länge von 610 cm aus dem Ur­

sprungsland USA eingeführt und als 
Bodenbelag verwendet werden. 

Die Oberfinanzdirektion wies mit der 
verbindlichen Zolltarifauskunft vom 7. 
April 1982 die Ware als „andere als ge­
knüpfte Teppiche, weder Teppiche aus 
Kokosfasern noch Nadelflorteppiche, 
nicht gewebt, aus synthetischen Spinn­
stoffen" der Tarif stelle 58.02 A II b des 
Gemeinsamen Zolltarifs zu. 

Die geknüpften Teppiche fallen unter die 
Tarif nummer 58.01; die Tarif nummer 
58.02 lautet wie folgt: 

„58.02 Andere Teppiche, auch konfek­
tioniert; Kelim, Sumak, Karamanie und 
dergleichen, auch konfektioniert: 

A. Teppiche: 

I. Teppiche aus Kokosfasern 

IL andere: 

a) Nadelflorteppiche 

b) andere 
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B. Kelim, Sumak, Karamanie und der­
gleichen . . . " 

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens 
legte gegen diese Zuweisung Einspruch 
ein und beantragte, die Ware der Tarif­
nummer 59.03 zuzuweisen; diese lautet 
wie folgt: 

„59.03 Vliesstoffe und Waren daraus, 
auch getränkt oder bestrichen . . . " 

Mit Entscheidung vom 19. August 1982 
wies die Oberfinanzdirektion den Ein­
spruch unter Bezugnahme auf die Vor­
schriften 1 und 2 zu Kapitel 58 des Ge­
meinsamen Zolltarifs zurück. Diese Vor­
schriften bestimmen: ( 

„1 . Zu Kapitel 58 gehören nicht: be­
strichene oder getränkte Gewebe, 
gummielastische Gewebe, gummi­
elastische Posamentierwaren, Förder­
bänder und Treibriemen sowie die 
übrigen Waren des Kapitels 59. Stik-
kereien auf einem beliebigen Grund 
aus Spinnstoffen gehören jedoch zu 
Tarifnummer 58.10. 

2. Als ,Teppiche' im Sinne der Tarif­
nummern 58.01 und 58.02 gelten 
neben Fußbodenteppichen ähnliche 
Waren, die die charakteristischen 
Merkmale von Fußbodenteppichen 
aufweisen, jedoch zu anderen Zwek-
ken bestimmt sind. Ausgenommen 
von diesen Tarifnummern sind Tep­
piche aus Filz; sie gehören zu Kapi­
tel 59." 

Nach Ansicht der Oberfinanzdirektion 
ergibt sich aus der Vorschrift 1, daß eine 
Ware aus Vliesstoffen grundsätzlich von 
Kapitel 58 ausgenommen sei. Nach Satz 
1 der Vorschrift 2 verblieben jedoch die 
Fußbodenteppiche und ähnliche Waren 
grundsätzlich in Kapitel 58. Die spezifi­
schere Vorschrift 2 gehe hinsichtlich der 
Fußbodenteppiche der Vorschrift 1 vor. 

Die Oberfinanzdirektion meint, die 
„Schmutzfangmatte" erfülle die Bedin­
gungen von „Teppichen" im Sinne der 
Vorschrift 2 zu Kapitel 58 und der Tarif­
nummer 58.02. Nach dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch und nach der Verkehrs­
auffassung verstehe man unter „Tep­
pich" einen Bodenbelag oder eine Wand­
bekleidung aus textilem Material in ver­
schiedener Fertigungstechnik. Nach den 
Erläuterungen zur Nomenklatur des 
Rates für die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiete des Zollwesens zu Tarifnummer 
58.02 seien die als Teppiche zu dieser 
Tarifnummer gehörenden Waren „hin­
reichend dick, steif und widerstands­
fähig, um als Fußbodenbelag verwendet 
werden zu können." Die „Schmutzfang­
matte" solle nach den Angaben der 
Klägerin des Ausgangsverfahrens als 
schmutzfangender Bodenbelag für indu­
strielle und Außenanwendung verwendet 
werden. Außerdem kennzeichne sich das 
Erzeugnis als eine hinreichend dicke, 
steife und widerstandsfähige Ware, um 
als Fußbodenbelag verwendet zu werden. 

2. Gegen diese Entscheidung erhob die 
Klägerin Klage beim Bundesfinanzhof, 
mit der sie die Zuweisung der Ware zur 
Tarifnummer 59.03 des Gemeinsamen 
Zolltarifs begehrt. 

Zur Begründung ihrer Klage macht sie 
geltend, nach der Vorschrift 1 zu Kapitel 
58 zählten zu diesem Kapitel nicht „die 
übrigen Waren des Kapitels 59". Danach 
könnten Waren aus Vliesstoff nicht 
Kapitel 58 zugeordnet werden. 

Die Vorschrift 2 zu Kapitel 58 gehe der 
Vorschrift 1 nicht vor. Mit der Rege­
lung, daß ein Erzeugnis wie der Teppich 
aus Filz, der zwar als Fußbodenbelag 
dienen könne, nicht als Fußbodenteppich 
im Sinne von Kapitel 58 bewertet werden 
könne, billige die Vorschrift 2 der 
Zweckbestimmung einer Ware als Fuß­
bodenbelag nur eine begrenzte Bedeu-
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tung zu. Für die Zuweisung sei eher die 
Fertigungsart, nämlich die Herstellung 
aus Filz, als die Zweckbestimmung maß­
geblich. Bereits daraus ergebe sich, daß 
die fragliche Ware zur Tarifnummer 
59.03 gehöre. 

Außerdem ergebe sich aus den Erläute­
rungen zur Nomenklatur des Rates für 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des 
Zollwesens zu Kapitel 58 wie auch aus 
der Umschreibung des Begriffs im allge­
meinen Sprachgebrauch, daß ein „Tep­
pich" durch eine besondere Herstellungs­
technik gekennzeichnet sei; er bestehe 
aus einem vorgegebenen Grundgewebe 
und aus einer Oberseite, die durch die 
nach oben gerichteten Schüsse gebildet 
werde. Die „Schmutzfangmatte" weise 
diese Konstruktionseigenschaften nicht 
auf; sie sei also nicht mit Fußbodenteppi­
chen vergleichbar. Im übrigen sei weder 
nach dem allgemeinen Sprachgebrauch 
noch nach der zolltariflichen Terminolo­
gie ein Bodenbelag sogleich identisch mit 
einem Fußbodenteppich. 

Zur Begründung der Anregung, eine 
Vorabentscheidung des Gerichtshofes 
einzuholen, hat die Klägerin darauf hin­
gewiesen, daß die „Schmutzfangmat­
ten", die Gegenstand der angefochtenen 
verbindlichen Zolltarifauskunft seien und 
die von ihren Schwestergesellschaften im 
Bereich der Gemeinschaft vertrieben 
würden, von den nationalen Zollbehör­
den unterschiedlich tarifiert würden. In 
Italien würden sie dem Kapitel 59 zu­
geordnet und von den Behörden der an­
deren Mitgliedstaaten dem Kapitel 58. 

Die Oberfinanzdirektion bezieht sich in 
dem Verfahren vor dem Bundesfinanz­
hof auf die Ausführungen in ihrer Ent­
scheidung über die Zurückweisung des 
Einspruchs. 

3. Nach den Gründen des Vorlagebe­
schlusses fragt sich das nationale Gericht 
zunächst, ob die Vorschrift 2 zu Kapitel 

58 als Spezialvorschrift der Vorschrift 1 
zu Kapitel 58 vorgehe. Falls diese Frage 
zu bejahen sei, stelle sich die Frage, ob 
die den Fußbodenteppichen ähnlichen 
Waren, „die jedoch" im Sinne der Vor­
schrift 2 „zu anderen Zwecken bestimmt 
sind", nur solche Waren beträfen, die 
nicht als Fußbodenteppiche, sondern zu 
anderen Zwecken, z. B. als Wandbehang, 
verwendet werden sollten. 

In diesem Fall werde die streitbefangene 
Ware von der Vorschrift nicht erfaßt. 

Jedoch könnten die Worte der Vorschrift 
2 auch so verstanden werden, daß die 
Vorschrift den Fußbodenteppichen ähn­
liche Waren betreffe, „auch wenn sie zu 
anderen Zwecken bestimmt sind." Wenn 
das der Fall sei, so müsse untersucht 
werden, was unter „den Fußbodenteppi­
chen ähnliche Waren" zu verstehen sei. 
Der Gemeinsame Zolltarif gebe darüber 
keinen Aufschluß. 

Die Erläuterungen zur Nomenklatur des 
Rates für die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiete des Zollwesens ermöglichten 
auch keine eindeutige Tarifierung der 
fraglichen Ware. Nach diesen Erläute­
rungen seien die Teppiche, die unter die 
Tarifnummer 58.02 fallen, „Waren, die 
hinreichend dick, steif und widerstands­
fähig [sind], um als Fußbodenbelag ver­
wendet werden zu können" (Abschnitt 
XI, 58.02, Buchstabe A, erster Absatz). 
Das nationale Gericht meint aber, diese 
Erläuterung schließe nicht aus, daß auch 
noch andere Merkmale bei der Ausle­
gung des Begriffs „ähnliche Waren" eine 
Rolle spielen könnten. Überdies gehörten 
nach den Erläuterungen zur Tarifnum­
mer 59.03 die Fußbodenteppiche nicht zu 
dieser Tarifposition (Abschnitt XI, 59.03, 
am Ende, Punkt c). Der Nomenklatur­
ausschuß des Rates für die Zusammenar­
beit auf dem Gebiet des Zollwesens habe 
mit einer Mehrheit von 20 gegen 5 Stim­
men beschlossen, eine Ware, die im 
wesentlichen der streitbefangenen Ware 
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entspreche, der Tarifnummer 58.02 zu­
zuordnen, während sich eine Minderheit 
von 5 Delegationen für eine Tarifierung 
nach Tarifnummer 59.03 ausgesprochen 
habe. 

4. Da nach seiner Ansicht die Entschei­
dung über die Klage von der Auslegung 
des Gemeinschaftsrechts abhängt, hat 
sich der Bundesfinanzhof gemäß Artikel 
177 Absatz 3 des Vertrages zur Einho­
lung einer Vorabentscheidung des Ge­
richtshofes verpflichtet gesehen. Mit Be­
schluß vom 21. April 1983 hat er dem 
Gerichtshof folgende Frage zur Vor­
abentscheidung vorgelegt: 
„Ist eine Ware in Tarifnummer 58.02 
oder in Tarifnummer 59.03 des Gemein­
samen Zolltarifs einzuordnen, die ein 
Flächengebilde ist, das aus 0,9 mm star­
ken Monofilen aus PVC besteht, die un­
mittelbar aus der Spinndüse schlingen-
förmig gelegt und auf thermischem 
Wege mit einer Dispersion miteinander 
verfestigt worden sind, und das in Brei­
ten von 90 cm und 120 cm sowie in einer 
Länge von 610 cm eingeführt und als 
Bodenbelag (Schmutzfangmatte) verwen­
det werden soll?" 
Der Vorlagebeschluß ist am 24. Mai 
1983 in das Register der Kanzlei des Ge­
richtshofes eingetragen worden. 
Mit Beschluß vom 19. Oktober 1983 hat 
der Gerichtshof gemäß Artikel 95 § 1 
und 2 der Verfahrensordnung die 
Rechtssache an die Erste Kammer ver­
wiesen. 
Gemäß Artikel 20 des Protokolls über 
die Satzung des Gerichtshofes der EWG 
haben die Firma 3M Deutschland, Klä­
gerin des Ausgangsverfahrens, vertreten 
durch die Rechtsanwälte K. Wilhelm und 
J. Harmsen, München, und die Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaften, 
vertreten durch das Mitglied ihres Juristi­
schen Dienstes Christoph Bail als Bevoll­
mächtigten, schriftliche Erklärungen ab­
gegeben. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, die mündliche 
Verhandlung ohne vorherige Beweisauf­
nahme zu eröffnen. Er hat jedoch die 
Kommission ersucht, die folgende Frage 
zu beantworten: 

„Kann die Kommission die Angabe des 
vorlegenden Gerichts bestätigen, daß die 
Schmutzfangmatten, um die es im Aus­
gangsverfahren geht, von den Zollbehör­
den der meisten Mitgliedstaaten dem 
Kapitel 58 des Gemeinsamen Zolltarifs 
zugeordnet werden und daß nur die ita­
lienischen Behörden diese Erzeugnisse 
dem Kapitel 59 zugewiesen haben?" 

II — Vor dem Gerichtshof abge­
gebene schriftliche Erklä­
rungen 

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens be­
zieht sich auf die Ausführungen, die sie 
bereits vor dem nationalen Gericht ge­
macht hat, und weist darauf hin, daß es 
sich bei der in Frage stehenden Nomad-
Schmutzfangmatte um ein Flächenge­
bilde handele, das im Unterschied zu den 
eigentlichen Fußbodenteppichen gerade 
nicht aus einem unterschiedlich struktu­
rierten Grundgewebe und aus einer 
Oberseite bestehe (vgl. oben unter 1.2). 

Die Kommission bemerkt zunächst, die 
streitbefangene Schmutzfangmatte stelle 
einen Vliesstoff dar, der nach einem Ver­
fahren hergestellt werde, das dem in 
einem Vermerk der EDANA (European 
disposables and non-wovens association) 
beschriebenen Spinndüsenverfahren zur 
Herstellung von Vliesstoffen entspreche. 
Die Ware diene als Bodenbelag zum 
Zwecke des Schmutzfangs und werde 
unter anderem in Krankenhäusern vor 
Operationsräumen verwendet. Eine der­
artige Matte könne in Übereinstimmung 
mit dem Wortlaut der Tarifnummern 
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58.02 und 59.03 sowohl ihrem Verwen­
dungszweck entsprechend als „Teppich" 
unter die Tarifnummer 58.02 als auch 
nach der Art des Materials als „Vlies­
stoff" unter die Tarifnummer 59.03 fal­
len. 

Dazu trägt die Kommission vor, nach 
der Vorschrift 1 zu Kapitel 58 gehörten 
Waren des Kapitels 59 nicht zu Kapitel 
58; eine Ausnahme werde lediglich für 
Stickereien gemacht. Diese Regel über 
die Zuordnung zu den verschiedenen 
Tarifnummern werde durch Satz 1 der 
Vorschrift 2 zu Kapitel 58 unberührt ge­
lassen, der lediglich eine Auslegung des 
Begriffs „Teppiche" im Sinne der Tarif­
nummern 58.01 und 58.02 zum Gegen­
stand habe. 

Nach Auffassung der Kommission stellt 
die Vorschrift 2 gegenüber der Vor­
schrift 1 keine „Lex specialis" dar, die 
besage, daß mit Ausnahme der Teppiche 
aus Filz alle Waren, die die charakteristi­
schen Merkmale von Fußbodenteppichen 
aufwiesen, zu Kapitel 58 gehörten, selbst 
wenn sie vom Wortlaut der Warenbe­
zeichnungen in Kapitel 59 erfaßt wür­
den. Satz 1 der Vorschrift 2 sei nämlich 
nicht als eine Zuweisungsnorm formu­
liert, die darauf abziele, ein Konkurrenz­
problem zwischen verschiedenen Tarif­
nummern zu regeln. Er enthalte vielmehr 
eine Auslegungsregel zur Erstreckung 
des Begriffs „Teppiche" auf Waren, die 
die charakteristischen Merkmale von 
Fußbodenteppichen aufwiesen, aber einer 
anderen Zweckbestimmung, etwa als 
Tischdecken, Möbeldecken oder Wand­
behänge dienten. Außerdem bringe die 
Vorschrift 2 nicht zum Ausdruck, daß 
Teppiche unabhängig davon, aus wel­
chem Material sie bestünden, zum Kapi­
tel 58 gehörten. Wenn der Verordriungs-
geber die Reichweite der Konkurrenz­
regel der Vorschrift 1 hätte begrenzen 
wollen, hätte er eine ausdrückliche Aus­
nahme in diesem Sinne vorsehen müssen. 

Nach Ansicht der Kommission kann im 
Umkehrschluß aus Satz 2 der Vorschrift 
2, der lediglich für die Teppiche aus Filz 
auf Kapitel 59 verweise, nicht etwas an­
deres gefolgert werden. Dieser Satz sei 
zwar wie eine Zuweisungsnprm formu­
liert. Er erkläre sich jedoch daraus, daß 
Waren aus Filz, die die charakteristi­
schen Merkmale von Fußbodenteppichen 
aufwiesen, besonders häufig für andere 
Zwecke, wie dem Bedecken bzw. Be­
hängen von Tischen, Möbeln oder 
Wänden verwendet würden. Satz 2 der 
Vorschrift 2 bestätige also die Regel von 
Vorschrift 1. 

Die Auffassung der Kommission werde 
durch die Entstehungsgeschichte der ein­
schlägigen Vorschriften bestätigt. In der 
ursprünglichen Fassung der Nomenkla­
tur in der Anlage des Brüsseler Abkom­
mens über das Zolltarifschema für die 
Einreihung von Waren in die Zolltarife 
vom 15. Dezember 1950 fehle jeder Hin­
weis auf Vliesstoffe. Diese seien zum da­
maligen Zeitpunkt wenig bekannt gewe­
sen und vermutlich Filzen gleichgestellt 
worden, für die die Vorschrift 2 in Ka­
pitel 58 bereits auf Kapitel 59 verweise. 

Durch das Protokoll vom 1. Juli 1955 
zur Änderung der Konvention von 1950 
sei eine neue Tarifnummer 59.03 für 
„Vliesstoffe" geschaffen worden, und 
Satz 1 der Vorschrift 2 zu Kapitel 58 sei 
erweitert worden, um mit dem Begriff 
„Teppiche" im Sinne des Kapitels 58 alle 
Waren zu erfassen, die die charakteristi­
schen Merkmale von Fußbodenteppichen 
aufwiesen. 

Die Kommission meint, Satz 2 der Vor­
schrift 2 sei versehentlich nicht zur sel­
ben Zeit angepaßt worden; wahrschein­
lich habe dies daran gelegen, daß seiner­
zeit Vliesstoffe noch nicht so beschaffen 
gewesen seien, um sich für die Herstel­
lung von Fußbodenteppichen oder ähn­
lichen Waren zu eignen. Es habe kein 
Anlaß bestanden, auf Teppiche oder Bo-
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denbeläge aus Vliesstoff eine andere Re­
gel anzuwenden als auf Teppiche aus 
Filz. Nach der Vorschrift 1 zu Kapitel 58 
gehörten nämlich beide zu Kapitel 59. 
Die Kommission räumt ein, daß der No­
menklaturausschuß des Rates für die Zu­
sammenarbeit auf dem Gebiete des Zoll-
wesens sich mehrheitlich zugunsten der 
Einordnung einer als „Nomad Cushion" 
bezeichneten Ware, die im wesentlichen 
der streitbefangenen Ware des vorliegen­
den Falls entspreche, in die Tarifnummer 
58.02 ausgesprochen habe. 
Darüber hinaus habe der Nomenklatur­
ausschuß auf seiner 40. Sitzung im Mai 
1978 eine Änderung seiner Erläuterun­
gen zu Tarifnummer 59.03 angenom­
men, die besage, daß Bodenteppiche 
nicht zu dieser Tarifnummer gehörten. 
In Beantwortung der von dem Gerichts­
hof gestellten Frage bestätigt die Kom­
mission, daß die fraglichen „Schmutz­
fangmatten" (Nomad Cushions) deshalb 
von allen Mitgliedstaaten außer Grie­
chenland der Tarif nummer 58.02 zuge­
wiesen würden. Die griechischen Behör­
den hätten eine vorläufige Stellungnahme 
abgegeben, nach der diese Erzeugnisse in 

die Tarifnummer 59.03 einzuordnen 
seien. 
Die Kommission weist jedoch darauf 
hin, daß die geänderte Erläuterung des 
Rates für die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Zollwesens zu Tarifnummer 
59.03 keinen rechtsverbindlichen Charak­
ter habe und daß sie im Widerspruch zu 
der rechtsverbindlichen Vorschrift 1 zu 
Kapitel 58 des Gemeinsamen Zolltarifs 
stehe. Nach ihrer Ansicht ändert der 
Umstand, daß die streitbefangene Ware 
die charakteristischen Merkmale eines 
Fußbodenteppichs aufweise, nichts 
daran, daß sie gemäß der Vorschrift 1 zu 
Kapitel 58 in Tarifnummer 59.03 ein­
zuordnen sei. 

III — Mündliche Verhandlung 

In der Sitzung vom 12. Januar 1984 hat 
die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften, vertreten durch das Mit­
glied ihres Juristischen Dienstes Chri­
stoph Bail als Bevollmächtigten, münd­
liche Ausführungen gemacht. 
Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 9. Februar 1984 
vorgetragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Der Bundesfinanzhof hat mit Beschluß vom 21. April 1983, beim Gerichtshof 
eingegangen am 24. Mai 1983, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag eine Frage 
nach der Auslegung des Gemeinsamen Zolltarifs zur Vorabentscheidung vor­
gelegt. 

2 Diese Frage ist in einem Rechtsstreit über die tarifliche Einordnung einer als 
Schmutzfangmatte bezeichneten Ware aufgeworfen worden; nach Ansicht 
der einführenden Firma handelt es sich um ein Erzeugnis aus Vliesstoff, das 
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zur Tarifnummer 59.03 gehört, während die verbindliche Zolltarifauskunft 
der zuständigen Zollbehörde dieses Erzeugnis der Tarifstelle 58.02 A II b 
zugewiesen hat. 

3 Die Tarifnummer 59.03 des Gemeinsamen Zolltarifs umfaßt „Vliesstoffe und 
Waren daraus", auch getränkt oder bestrichen. Sie gehört zu Kapitel 59, das 
für Watte und Filze, Tauwerk und andere Seilerwaren, Spezialgewebe, 
getränkte oder bestrichene Gewebe sowie für Gegenstände des technischen 
Bedarfs aus Spinnstoffen gilt. 

4 Kapitel 58 des Gemeinsamen Zolltarifs umfaßt: Teppiche und Tapisserien; 
Samt, Plüsch; Schlingengewebe und Chenillegewebe; Bänder; Posamentier­
waren; Tülle und geknüpfte Netzstoffe; Spitzen; Stickereien. Die Tarifnum­
mer 58.01 betrifft die geknüpften Teppiche. Die Tarifnummer 58.02 enthält: 
andere Teppiche, auch konfektioniert; Kelim, Sumak, Karamanie und der­
gleichen, auch konfektioniert. Die Tarifstelle 58.02 A lautet wie folgt: 

„A. Teppiche: 

I. Teppiche aus Kokosfasern 

II. andere: 

a) Nadelflorteppiche 

b) andere." 

5 Der Bundesfinanzhof beschreibt in seiner Vorlagefrage die streitige Ware 
wie folgt: „ . . . eine Ware . . . , die ein Flächengebilde ist, das aus 0,9 mm 
starken Monofilen aus PVC besteht, die unmittelbar aus der Spinndüse 
schlingenförmig gelegt und auf thermischem Wege mit einer Dispersion mit­
einander verfestigt worden sind, . . .". Diese Ware soll in Streifen von 90 cm 
und 120 cm Breite und von 610 cm Länge eingeführt und als Bodenbelag 
(Schmutzfangmatte) verwendet werden. 

6 Das vorlegende Gericht fragt, ob ein derartiges Erzeugnis zur Tarifnummer 
58.02 oder zur Tarifnummer 59.03 des Gemeinsamen Zolltarifs gehört. 
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7 Nach der Vorschrift 1 zu Kapitel 58 gehören nicht zu diesem Kapitel: be­
strichene oder getränkte Gewebe, gummielastische Gewebe, gummielastische 
Posamentierwaren, Förderbänder und Treibriemen sowie „die übrigen 
Waren des Kapitels 59". 

8 Folglich gehört eine Ware, deren Zusammensetzung eine Tarifierung nach 
Kapitel 59 zuließe, nicht schon allein deshalb zu Kapitel 58, weil sie als 
Bodenbelag verwendet wird. 

9 Es trifft zu, daß nach der Vorschrift 2 zu Kapitel 58 als „Teppiche" im 
Sinne der Tarifnummern 58.01 und 58.02 neben den Fußbodenteppichen 
ähnliche Waren gelten, die die charakteristischen Merkmale von Fußboden­
teppichen aufweisen, jedoch zu anderen Zwecken bestimmt sind. Diese Vor­
schrift will aber — wie die Kommission zu Recht hervorgehoben hat — den 
Begriff „Teppich" im Hinblick auf die Auslegung der Tarifnummern 58.01 
und 58.02 erläutern; dagegen will sie nicht für Teppiche eine Ausnahme von 
der sich aus der Vorschrift 1 ergebenden Tarifierung vorsehen. 

10 Ein zusätzliches Argument im gleichen Sinne läßt sich aus dem zweiten Satz 
der Vorschrift 2 herleiten, wonach Filzteppiche zu Kapitel 59 gehören. Da­
durch wird verdeutlicht, daß bei der Tarifierung eines Bodenbelags eher auf 
die Art und Weise der Herstellung des Erzeugnisses als auf seine mögliche 
Zweckbestimmung abzustellen ist. 

n Diese Auslegung wird durch den Umstand bestätigt, daß alle unter Kapitel 
58 ausdrücklich aufgeführten Waren durch die Technik des Knüpf ens, We-
bens oder Strickens hergestellt werden, während die Vliesstoffe aus Fasern 
bestehen, die auf chemischem oder thermischem Wege miteinander verfestigt 
werden. 

12 Nach allem ist der Gemeinsame Zolltarif in dem Sinne auszulegen, daß eine 
Ware, die ein Flächengebilde ist, das aus 0,9 mm starken Monofilen aus 
PVC besteht, die unmittelbar aus der Spinndüse schlingenförmig gelegt und 
auf thermischem Weg mit einer Dispersion miteinander verfestigt worden 
sind, als Vliesstoff zur Tarifnummer 59.03 gehört, und zwar auch dann, 
wenn sie als Bodenbelag verwendet werden soll. 
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Kosten 

n Die Auslagen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die Erklä­
rungen vor dem Gerichtshof abgegeben hat, sind nicht erstattungsfähig. Für 
die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in 
dem vor dem nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenent­
scheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer) 

auf die ihm vom Bundesfinanzhof mit Beschluß vom 21. April 1983 vorge­
legte Frage für Recht erkannt: 

Eine Ware, die ein Flächengebilde ist, das aus 0,9 mm starken Monofilen 
aus PVC besteht, die unmittelbar aus der Spinndüse schlingenförmig 
gelegt und auf thermischem Wege mit einer Dispersion miteinander 
verfestigt worden sind, gehört als Vliesstoff zur Tarifnummer 59.03 des 
Gemeinsamen Zolltarifs, und zwar auch dann, wenn sie als Bodenbelag 
verwendet werden soll. 

Koopmans Mackenzie Stuart Bosco 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 22. März 1984. 

Der Kanzler 
Im Auftrag 

D. Louterman 

Verwaltungsrat 

Der Präsident der Ersten Kammer 

T. Koopmans 
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